Zur Volksabstimmung betr. Reduktion der Mitgliederzahl

des Großen Rates am 3. und 4. Juni in Basel.

 Am 3. und 4. Juni findet in Basel die materielle Abstimmung über das Initiativbegehren der Bürgerpartei, die Mitgliederzahl des Grossen Rates von 130 auf 100 herabzusetzen, statt. Da in der ersten Abstimmung auch eine grosse Zahl Staatsbediensteter diesem Begehren zugestimmt hat,  sehen  wir  uns  veranlasst,  unsere Mitglieder davor zu warnen, nun auch bei der definitiven Abstimmung der Bürgerpartei Heerfolge zu leisten.  Es sollte genügen, wenn man, weiss, von wo diese Aktion ausgegangen ist, um zu erkennen, dass dieselbe sich in erster Linie gegen das Staatspersonal richtet.  Die Bürgerpartei erachtet es als ihre oberste Pflicht, den Staatssozialismus zu bekämpfen. So kommt es denn auch, dass Herr Gregor Stächelin in der Bekämpfung des Staatspersonals und dessen Lohn und Arbeitsbedingungen bei der Bürgerpartei jeweils Unterstützung findet.  

Der Zweck, den die Initiative verfolgt, läuft darauf hinaus, die Vertreter des Staatspersonals im Grossen Rate auf ein Minimum herabzudrücken, um so den andern Zweck, die Lohn- und Arbeitsverhältnisse, zu verschlechtern,  besser erreichen  zu können. Wollen wir dieses Bestreben unterstützen, indem wir der Reduktion zustimmen? 

Wir glauben nein, denn die Vorkommnisse im Grossen Rate bezüglich unserer Lohn- und Arbeitsverhältnisse, sowie die soeben von uns geforderte Teuerungszulage machen es uns zur Pflicht, dafür zu sorgen, dass unsere

Stimme im Grossen Rate nicht geschwächt wird, sondern im Gegenteil, eine Stärkung erfährt.

Das kann aber nur geschehen, wenn wir wie ein Mann am 3. und 4. Juni ein Nein in die Urne legen.

Einige Strassenbahner.
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